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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Auch 2017 trafen sich die Präsidentinnen und Präsidenten der Bundesratsparteien und
deren Fraktionen viermal im Rahmen der von-Wattenwyl-Gespräche mit den
Bundesrätinnen und Bundesräten, um strategische Gespräche zu führen. 
Die Einschätzung der aktuellen aussen- und sicherheitspolitischen Lage war
Hauptdiskussionspunkt Anfang Februar. Übereinstimmung bestand bei allen
Akteurinnen und Akteuren darin, dass die Schweiz ihre Interessen auch zu Zeiten von
Cyberkriminalität, Terrorismus und Falschinformationen wahren müsse. Über die
Bedeutung der anstehenden Abstimmung zur Unternehmenssteuerreform III herrschte
jedoch keine Einigkeit. 
Mitte Mai stand der Brexit im Fokus der Gespräche, wobei auch die Fortschritte beim
Rahmenabkommen mit der EU diskutiert wurden. Hierbei betonten die Parteien, dass
nicht nur die Aussen-, sondern auch die Innenpolitik beachtet werden müsse. 
Die Gesundheits- und erneut die Europapolitik waren die Traktanden für die Gespräche
Anfang September. Ein gut zugängliches und tragbares Gesundheitswesen stelle
innerhalb der Legislaturziele 2015-2019 ein Hauptziel des Bundesrates dar, wie dies in
der Strategie Gesundheit 2020 dargelegt werde. Betreffend Informationen zu den
Verhandlungen mit der EU über die institutionellen Fragen vertröstete der Bundesrat
die Parteien auf den Herbst; geplant sei aber ein Treffen von Doris Leuthard mit EU-
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker. 
Nicht wie im Vorjahr festgelegt an der dritten Sitzung, dafür bei den Gesprächen Mitte
November, die als Klausur organisiert wurden, nahm der Bundesrat in corpore teil.
Hauptgegenstand war freilich, wie im Vorjahr vereinbart, die Präsentation der
Jahresziele 2018. Darüber hinaus äusserte die Regierung ihre Sorge zur Gewaltenteilung
zwischen Exekutive und Legislative, die sie momentan durch das diskutierte
Verordnungsveto in Gefahr sehe. Bezüglich der EU erklärte Neo-Aussenminister Ignazio
Cassis, dass man im Rahmen eines weiteren Treffens mit Juncker im November die
nächsten Schritte in den verschiedenen Bereichen der Zusammenarbeit zwischen der
Schweiz und der EU definieren wolle. 1

ANDERES
DATUM: 31.12.2017
MARC BÜHLMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Der Ständerat lehnte in der Sommersession die im vorangehenden Jahr vom Nationalrat
angenommene Motion Darbellay (cvp, VS) zur Unterstützung der Tourismusbranche in
der Finanz- und Wirtschaftskrise mit Hinweis auf die bereits erfolgte Aufstockung der
Marketingmittel im Rahmen des zweiten Stabilisierungspakets ab. In der Wintersession
verabschiedete die kleine Kammer den Entwurf zum Bundesgesetz über das
Bergführerwesen und Anbieten weiterer Risikoaktivitäten, den der Nationalrat im
vorangegangenen Jahr akzeptiert hatte. Wie auch im Nationalrat vermochten sich
entgegen der Empfehlung der ständerätlichen Rechtskommission, die auf die Existenz
kantonaler Regelungen, die Bestimmungen des Haftplicht- und Strafrechts sowie die
erhoffte Selbstregulierung der Branche verwies, jene Stimmen durchzusetzen, die im
Interesse der Tourismusdestination Schweiz die Garantie eines landesweiten
Mindeststandards über ein Rahmengesetz verankert sehen wollten. Nach einer
redaktionell bedingten Differenzbereinigung passierte das Gesetz zehn Jahre nach
Einreichung der parlamentarischen Initiative im Dezember die Schlussabstimmung
beider Räte. 2

ANDERES
DATUM: 17.06.2010
SUZANNE SCHÄR
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

L’idée de prélever l’ADN de certains requérants d’asile, idée proposée initialement par
le chef de la police du Jura Olivier Guéniat, a été reprise quelques mois plus tard par
Christophe Darbellay (pdc, VS). Dans une motion, il demande que les requérants d’asile
étant surreprésentés dans les statistiques policières (notamment les Tunisiens,
Algériens ou Marocains) se soumettent à un test ADN préventif dès leur arrivée en
Suisse. La Conférence des directeurs cantonaux de justice et police s’était opposée à
cette idée en 2012. Finalement, et bien qu’accusée de violer la présomption
d’innocence et le principe de proportionnalité, la motion a été acceptée à une courte
majorité au Conseil national. Les élus du PDC, du PBD et de l’UDC ont réussi à former
une majorité avec 92 voix contre 85 et 12 abstentions [10]. 3

ANDERES
DATUM: 21.05.2013
EMILIA PASQUIER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Gespalten war die CVP bei der Asylpolitik. Vor der Asyldebatte in der Sommersession
hatten sich einige CVP-Nationalräte unter Führung des Zugers Gerhard Pfister für eine
Streichung der Sozialhilfe für Asylbewerber ausgesprochen. Nur noch Nothilfe soll
gewährt werden. Präsident Darbellay befand, dies sei mit der humanitären Tradition der
Partei nicht kompatibel. Letztlich verhalfen aber die CVP-Parlamentarier der
verschärften Asylgesetzrevision zum Durchbruch. Nicht nur der Idee von Not- statt
Sozialhilfe, sondern auch den gesonderten Zentren für renitente Asylsuchende, der
Abschaffung von Dienstverweigerung als Asylgrund und der Streichung der Möglichkeit,
bei Botschaften Asylgesuche zu stellen, verschafften die CVP-Räte zu einer knappen
Mehrheit. Damit wurde die Parteispitze – auch Fraktionspräsident Schwaller sprach sich
gegen die Neuerung aus – in der Asylpolitik desavouiert. 4

ANDERES
DATUM: 30.06.2012
MARC BÜHLMANN

Was sich bezüglich des neu zu besetzenden CVP-Fraktionspräsidiums bereits 2013
abgezeichnet hatte, wurde Anfang Januar 2014 vollzogen: Der Tessiner Ständerat Filippo
Lombardi (cvp, TI) wurde zum neuen Fraktionspräsidenten gewählt. Lombardi war der
einzige, der für das Amt kandidiert hatte und damit die Nachfolge des scheidenden Urs
Schwaller (cvp, FR) antrat. Letzterer wurde an der Delegiertenversammlung in Bern im
Januar mit grossem Lob verabschiedet. Schwaller verhehlte zwar nicht, dass er gerne
eine breitere Auswahl gehabt hätte, die Aufgabe sei aber mit einem sehr hohen
Zeitaufwand verbunden. Tatsächlich war Lombardi nicht der Wunschkandidat, haftete
ihm doch nach wie vor das Stigma eines Verkehrssünders an – 2005 hatte er unter
Alkoholeinfluss einen Verkehrsunfall verursacht. Weil er aber in der Zwischenzeit zwei
Mal von der Tessiner Wahlbevölkerung wiedergewählt worden war, als
Ständeratspräsident eine gute Figur gemacht hatte, die lateinischsprechenden CVP-
Abgeordneten und die KMU-Vertreter hinter sich wusste, und vor allem weil sich kein
anderer Kandidat gefunden hatte, wurde er Mitte Januar in Flüeli-Ranft mit 33 zu 8
Stimmen (vier leer und vier Diverse) gewählt. In der Presse wurde gemutmasst, dass sich
der neue Fraktionspräsident, dem auch schon eine gewisse Dossierfaulheit
vorgeworfen wurde, dank seiner Leutseligkeit und seinem professionellen Umgang mit
den Medien für die anstehenden nationalen Wahlen durchaus auch als Trumpf erweisen
könnte – umso mehr, als dass Parteipräsident Christophe Darbellay aufgrund einer
Amtszeitbeschränkung nicht mehr für die nationalen Wahlen antreten darf.
Vizepräsidentin blieb weiterhin Nationalrätin Viola Amherd (cvp, VS). Ende März wurde
zudem Daniel Fässler (cvp, AI) neu in den Fraktionsvorstand gewählt. 5

ANDERES
DATUM: 12.01.2014
MARC BÜHLMANN
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Auch die CVP bezog Position zur Umsetzung der im Februar angenommenen
Masseneinwanderungsinitiative. An der Delegiertenversammlung in Zug Mitte April
mutmasste Parteipräsident Christophe Darbellay, dass man den Entscheid zwischen
Umsetzung der Initiative und Fortführung des bilateralen Wegs vielleicht dem Volk
überlassen müsse. Doris Leuthard sprach sich für eine Grundsatzdebatte aus, in
welcher gemeinsame gesellschaftliche Ziele diskutiert werden müssten. Auch ein
gemeinsames Regierungsprogramm dürfe kein Tabu sein. In einem Interview Anfang
August bezeichnete Darbellay eine Volksinitiative, mit der der bilaterale Weg in der
Verfassung verankert würde, als ernsthafte Option, was allerdings von allen Seiten –
auch parteiintern – mit Skepsis aufgenommen wurde. Die Ankündigung der Lancierung
einer Initiative blieb zwar im Raum, an der Delegiertenversammlung in Sempach Ende
August verabschiedete die Partei allerdings vorerst lediglich eine Resolution, mit der
gefordert wurde, dass die Personenfreizügigkeit aufrecht erhalten wird. Gleichzeitig
müssten die Migration mit der konsequenteren Umsetzung bestehender Massnahmen
gebremst und die Asylverfahren beschleunigt werden. Eine europapolitische Initiative
schloss die Parteileitung allerdings weiterhin nicht aus. 6

ANDERES
DATUM: 12.04.2014
MARC BÜHLMANN

Die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative und die Forderungen der SVP in der
Asylpolitik sowie hinsichtlich des Völkerrechts (fremde Richter) wurden in den Medien
als neue, in ihrer Schärfe aussergewöhnliche und zunehmende Radikalität der SVP
beschrieben. Die radikalen Forderungen weckten vor allem auch Kritik der anderen
Parteien, die an der Regierungsfähigkeit der Volkspartei zweifelten. Die Radikalität
schade letztlich dem Anspruch der SVP auf einen zweiten Bundesratssitz, so die Kritik
nicht nur der Linken, sondern auch der CVP und der BDP. Auch einzelne FDP-Vertreter
distanzierten sich immer vehementer von der SVP und sprachen sich laut gegen
mögliche Listenverbindungen für die Wahlen 2015 aus. Die zunehmende Radikalisierung
wurde mit der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative erklärt: Die SVP habe nicht
mit einem Ja gerechnet, nun aber bemerkt, dass man mit radikalen Ideen mehr
Wählerstimmen gewinnen könne als angenommen. Um bei den Wahlen 2015 noch
einmal zulegen zu können, stellte die Volkspartei deshalb immer weiterreichende
Forderungen auf. CVP-Präsident Christophe Darbellay verglich die Volkspartei mit
kleinen Kindern, die immer mehr wollten, sobald sie etwas bekämen. Die Wählerschaft
müsse 2015 Stopp sagen und dieser destruktiven Politik Einhalt gebieten. BDP-
Parteichef Martin Landolt warf der SVP grässlichen Populismus und eine braune
Tendenz vor. Auch SP-Präsident Christian Levrat unterstellte der SVP faschistoide
Tendenzen. Die Nazi-Vorwürfe wurden allerdings von verschiedener Seite als
kontraproduktiv und falsch verurteilt. 
Mitte August schaltete sich alt-Bundesrat Adolf Ogi mit einem Interview in der
Sonntagspresse in die Diskussion ein. Er sprach von einem Weckruf, den es brauche,
um die „Allmachtsfantasien“ von Christoph Blocher zu stoppen. Ogi sprach auch davon,
dass sich viele in der Partei an der neuen, „zerstörerischen“ und kompromisslosen
Politik stiessen, sich aber nicht getrauten, dies öffentlich zu machen. Ogi bleibe in der
SVP, auch um an seine Parteikollegen zu appellieren, diesem Irrweg ein Ende zu
bereiten. Die Aussagen Ogis weckten einige Reaktionen. Parteipräsident Toni Brunner
wies auf die bestehenden Differenzen zwischen Ogi und seiner Partei in der
Aussenpolitik hin. Gegen "fremde Richter" und die Forderung, Volksinitiativen richtig
umzusetzen, hätte Ogi aber bestimmt nichts einzuwenden. Die von Ogi als mögliche
parteiinterne Kritiker bezeichneten Personen – etwa Albert Rösti (BE), Hannes Germann
(SH) oder Roland Eberle (TG) – gaben an, hinter den Initiativprojekten der SVP zu
stehen. Zudem sollten solche Fragen parteiintern und nicht via Medien gelöst werden.
Ogi selber gab zu Protokoll, dass er auf seinen Aufruf nur positive Reaktionen aus dem
In- und Ausland erhalten habe. Sein Weckruf würde Wirkung zeigen, so der alt-
Bundesrat, wenn nicht heute, dann morgen. 7

ANDERES
DATUM: 15.08.2014
MARC BÜHLMANN

Die geplante schrittweise Annäherung zwischen CVP und BDP war auch 2014 im
medialen Fokus, kam aber nicht voran. Nachdem man sich bereits 2013 gegen eine
Fusion ausgesprochen hatte, wurden im Februar 2014 auch Pläne für eine gemeinsame
Fraktion begraben. Während sich Neo-Fraktionspräsident Filippo Lombardi (cvp, TI) in
einem Interview für eine gemeinsame Fraktion aussprach, relativierte BDP-
Parteipräsident Martin Landolt (bdp, GL) diese Idee. In der Presse wurde gemutmasst,
dass eine interne Arbeitsgruppe aus BDP- und CVP- Vertretern (Christophe Darbellay,
Gerhard Pfister und Pirmin Bischof bei der CVP sowie Martin Landolt, Lorenz Hess und
Rosmarie Quadranti bei der BDP) Pläne für eine Union nach dem Vorbild der CDU-CSU
in Deutschland schmiede. Ziel sei vor allem die Verteidigung der jeweiligen

ANDERES
DATUM: 31.10.2014
MARC BÜHLMANN
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Bundesratssitze. Gemeinsam kämen die beiden Parteien auf 17,7% Wählerstärke, was
mindestens eine mathematische Legitimierung von zwei Sitzen in der Regierung
bedeuten würde. Die medialen Spekulationen wurden von den Parteienvertretern wenn
überhaupt nur sehr zurückhaltend interpretiert. Geplant sei eine Kooperation, nicht
mehr aber auch nicht weniger. Angestrebt würden vor allem flächendeckende
Listenverbindungen für die eidgenössischen Wahlen 2015. Die Basis der BDP, die
bereits einer mittlerweile nicht mehr spruchreifen Fusion sehr skeptisch gegenüber
stand, befürchtete auch in einer Union einen Identitätsverlust der noch jungen Partei.
Ende August informierte die Arbeitsgruppe die Öffentlichkeit, dass die Fraktionen von
CVP und BDP künftig unter dem Namen BDP-CVP-Union die Bundespolitik gemeinsam
gestalten wollten. Beschlossen sei aber noch nichts, weil zuerst die Kantonalsektionen
vertieft informiert werden müssten. Anfang Oktober wehte dem Plan dann aus eben
diesen Kantonen ein steifer Wind entgegen. Insbesondere die BDP Graubünden,
Heimatkanton der BDP-Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf, lehnte jede strukturelle
Verschmelzung kategorisch ab. Die Wählerschaft würde ein Zusammengehen mit der
katholischen CVP nicht goutieren. In anderen Kantonen war man ebenfalls vonseiten
der BDP nicht grundsätzlich gegen eine Zusammenarbeit, wollte aber nicht auf
Eigenständigkeit verzichten. Definitiv war die Absage dann Ende Oktober. Die Gründe
für das Nein – die in den letzten Jahren vorgenommene, beschwerliche Aufbauarbeit
einer neuen Partei, die mit einer Union obsolet würde, sowie die in einzelnen Kantonen
schwierige Zusammenarbeit – waren zwar nachvollziehbar. In der Presse, und hinter
vorgehaltener Hand auch in der CVP, wurde aber von einem Fehlentscheid der BDP
gesprochen. Die Unterstützung für Bundesrätin Widmer-Schlumpf werde durch den
BDP-Entscheid nicht grösser, liess sich Gerhard Pfister (cvp, ZG) zitieren. Die CVP
werde ihre Zusammenarbeit vermehrt wieder auf andere Parteien ausrichten. Es sei
eine historische Chance verpasst worden. Die BDP war demgegenüber bemüht, den Ball
flach zu halten. Die Kantonalsektionen hätten sich nicht nur zu einer Absage der Union,
sondern auch zu einer Stärkung der lösungsorientierten Mitte bekannt. Daran wolle man
weiterhin zusammen mit der CVP arbeiten. 8

Wie schon ein Jahr zuvor entpuppt sich die CVP bei ihren Parolenfassungen als recht
präzise Spürnase für die Bürgermeinung. Erneut stimmte die Mehrheit der Bürgerinnen
und Bürger bei acht der elf Vorlagen, bei denen die CVP eine Parole beschloss, wie von
ihr empfohlen. Bereits 2013 hatte die CVP-Basis die Fabi-Vorlage zur Annahme
empfohlen (mit 169 zu 6 Stimmen) und der Masseneinwanderungsinitiative eine Abfuhr
erteilt (mit 147 zu 23 Stimmen). Im Januar sprachen sich die Delegierten in Bern relativ
deutlich gegen die drei Initiativen „Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache“ (180 zu 28
Stimmen bei 6 Enthaltungen), die „Mindestlohninitiative“ (186 zu 17 Stimmen) und die
„Abschaffung der Pauschalbesteuerung“ (151 zu 43 Stimmen bei 15 Enthaltungen) aus.
Der Wirtschaftsstandort Schweiz mit einem flexiblen Arbeitsmarkt müsse mit einer
Ablehnung der beiden linken Initiativen verteidigt werden. Allerdings beschlossen die
CVP-Sektionen Genf und Waadt ein Ja für die Mindestlohninitiative. Im April entschied
sich der Parteivorstand für die Ja-Parole bei der medizinischen Grundversorgung. Ein
Indiz für die nicht immer gelingende parteiinterne Suche nach gemeinsamen Positionen
zeigte sich an der Delegiertenversammlung in Zug, wo die Basis sich mit 119 zu 106
Stimmen für die Nein-Parole zur Pädophileninitiative aussprach, für die sich
Parteipräsident Darbellay im Initiativkomitee engagierte. Es waren insbesondere die
CVP-Frauen, die sich gegen die „rechtsstaatlich bedenkliche“ Vorlage wehrten. Nicht
nur die knappe Abstimmung bei der Pädophilenabstimmung, sondern auch die zehn
kantonalen Abweichungen – die Kantonalsektionen Aargau, Basel-Landschaft, Freiburg,
Genf, Graubünden, Jura, St. Gallen, Tessin, Waadt und Unterwallis entschieden sich für
ein Ja – zeugten von der parteiinternen Umstrittenheit des Begehrens. Für den Kauf
des Kampfjets Gripen sprachen sich ebenfalls in Zug 171 gegen 60 Delegierte aus –
diesmal trotz Einwänden der Frauensektion. Lediglich die Kantonalsektion von Basel-
Landschaft wich vom Gripen-Ja ab und empfahl, den Kampfjet nicht zu beschaffen.
Ebenfalls in Zug sprach sich die CVP gegen die Einheitskrankenkasse aus und zwar mit
179 zu 46 Stimmen. Auch hier wichen die Sektionen Genf und Waadt ab und plädierten
für ein Ja. Zur Gastro-Initiative beschloss der Parteivorstand Ende August die
Stimmfreigabe, allerdings stimmten neun Kantonalsektionen für eine Ja- und elf für
eine Nein-Empfehlung. Am 22. November empfahlen die Delegierten in Bern mit einer
Gegenstimme und sieben Enthaltungen ein Nein für die Initiative der GLP „Energie-
statt Mehrwertsteuer“. Die eigene Familieninitiative „für steuerfreie Kinder- und
Ausbildungszulagen“ hiess die CVP-Basis einstimmig gut. Beide Vorlagen kommen erst
2015 an die Urne. Kurz nach der Delegiertenversammlung, am 24 Oktober, beschloss
der Vorstand die Nein-Parole zur Ecopop- sowie zur Gold-Initiative. 9

ANDERES
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN
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Wie bereits im Vorjahr nutzten die CVP-Frauen 2014 die innerparteiliche Demokratie,
um in einzelnen Fragen gegen die Parteispitze zu opponieren. So setzte sich die
Frauensektion etwa gegen den Kauf des Kampfflugzeuges Gripen ein und schaffte es
sogar, die Mehrheit der Delegierten gegen die Pädophileninitiative hinter sich zu
scharen – obwohl sich die Parteispitze hinter Christophe Darbellay (cvp, VS), der zudem
im Initiativkomitee sass, für das Volksbegehren stark machen wollte. Die Präsidentin der
CVP-Frauen, Babette Sigg Frank sprach gar von einem kleinen Aufstand. Die Parteispitze
dürfe sich nicht so früh positionieren, sondern solle in Zukunft die Diskussionen
innerhalb der Partei abwarten. Darbellay versprach, den Entscheid zu respektieren und
sich nicht für die Initiative einzusetzen; allerdings auch nicht dagegen. Nachdem sich
Sigg Frank später zudem skeptisch gegenüber der eigenen Familieninitiative geäussert
hatte, wollte Darbellay das Verhältnis zwischen Mutterpartei und Vereinigungen klären –
geladen zu einer Aussprache waren nicht nur die Frauensektion, sondern auch die
Junge CVP und die CVP 60+. Eine Profilierung auf Kosten der nationalen Partei dürfe
nicht sein. In Kernfragen müsse man am gleichen Strick ziehen, sonst gehe man das
Risiko ein, Wählerinnen und Wähler zu verlieren. Darbellay strebte eine
Leistungsvereinbarung an. Anders, als von den Frauen befürchtet, ging es bei der
Aussprache allerdings schliesslich nicht darum, die Sektionen auf eine Linie zu
trimmen. Im Gegenteil wurde der Frauensektion unter dem Stichwort „Einheit in der
Vielfalt“ explizit zugesichert, dass sie auch weiterhin andere Meinungen vertreten
dürfe. 10

ANDERES
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

Im Berichtsjahr gaben einige Schwergewichte der CVP bekannt, nicht mehr für die
nationalen Wahlen 2015 zu kandidieren. Neben Urs Schwaller (FR) und Christophe
Darbellay (VS) kündigten auch Lucrezia Meier-Schatz (SG), Ruedi Lustenberger (LU),
Peter Bieri (ZG) und Paul Niederberger (NW) ihren Rücktritt an. Auch René Imoberdorf
(VS), der der CSP Oberwallis und damit der CVP-Familie angehört, wollte 2015 nicht
mehr antreten. 11

ANDERES
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN
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8.12.14
9) So-Bli, 12.1.14; NZZ, 13.1.14; SO, 13.4.14; NZZ, 14.4., 24.11.14
10) NZZ, 9.4.14; SO, So-Bli, 13.4.14; TA, 15.4.14; AZ, 16.4.14; NZZ, 7.5.14; BaZ, 9.5.14; TA, 20.9.14
11) Mutationen
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